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3 9 . Verordnung: Neuerliche Abänderung der Verordnung über Änderungen in der Durchführung der Kranken-
versicherung für die gemäß § 509 ASVG, als in diese Versicherung einbezogen geltenden
Personen.

4 0 . Verordnung: Abänderung der Verordnung über die Einbeziehung weiterer Gruppen von Personen in die
Krankenversicherung.

4 1 . Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen der Verordnung zur Durchführung des Jugendgerichtsgesetzes
(Jugendgerichtsverordnung) durch den Verfassungsgerichtshof.

4 2 . Übereinkommen zwischen dem Bundesministerium für Finanzen der Republik Österreich und dem Finanz-
ministerium der Volksrepublik Ungarn über die steuerliche Behandlung des grenzüber-
schreitenden Güterverkehrs auf der Straße.

3 9 . Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 7. Feber 1961,
womit die Verordnung vom 23. Jänner 1958
über Änderungen in der Durchführung der
Krankenversicherung für die gemäß § 509
ASVG. als in diese Versicherung einbezogen
geltenden Personen neuerlich abgeändert

wird.
Auf Grund der §§ 36, 75 und 509 des All-

gemeinen Sozialversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr . 189/1955, wird verordnet:

Artikel I.

Die Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 23. Jänner 1958, BGBl.
Nr . 11, über Änderungen in der Durchführung
der Krankenversicherung für die gemäß § 509
ASVG. als in diese Versicherung einbezogen gel-
tenden Personen, in der Fassung der Verordnung
vom 12. November 1958, BGBl. Nr . 252, wird
abgeändert wie folgt:

1. Im § 1 hat die Ziffer 9 zu entfallen; die
bisherige Ziffer 10 erhält die Bezeichnung 9.

2. § 2 hat zu lauten:

„ M e l d u n g e n .

§ 2. Für die Meldungen der im § 1 Z. 1 bis 8
genannten Gruppen von Personen gelten die Be-
stimmungen der §§ 33 und 34 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes, für die Meldungen
der im § 1 Z. 9 genannten Personengruppe die
Bestimmungen des § 38 des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes entsprechend."

3. § 3 hat zu lauten:

„ B e i t r ä g e .

(1) Als Beitragsgrundlage je Kalendertag gilt
für die im § 1 Z. 1 bis 8 genannten Gruppen von
Personen der Betrag von 35 S.

(2) Die Beiträge für die im Abs. 1 genannten
Gruppen von Personen sind mit dem gleichen
Hundertsatz der Beitragsgrundlage zu bemessen,
der in der Satzung des Krankenversicherungs-
trägers für die der Pensionsversicherung der An-
gestellten zugehörigen Pflichtversicherten fest-
gesetzt ist.

(3) Erreicht bei der im § 1 Z. 2 genannten
Gruppe von Personen die Provision nicht den
Betrag von 1050 S im Monat, so hat der Bund
den Beitrag, der auf den Unterschiedsbetrag zwi-
schen der Provision und dem Betrag von 1050 S
entfällt, zur Gänze allein zu tragen.

(4) Für die im § 1 Z. 9 genannte Gruppe von
Personen haben die Träger der Pensionsversiche-
rung der Arbeiter und der Pensionsversicherung
der Angestellten Beiträge zu leisten. Der
Beitrag beträgt 8'7 v. H . des für das laufende
Geschäftsjahr erwachsenden Aufwandes an Vor-
schüssen auf Renten einschließlich allfälliger
Zuschläge. Diese Beiträge sind vorschußweise in
monatlichen Raten in dem vorstehend ange-
führten Hundertsatz der Summe der im vor-
angegangenen Kalendermonat ausgezahlten Vor-
schüsse auf Renten dem Hauptverband der öster-
reichischen Sozialversicherungsträger gesondert
von den nach § 73 Abs. 4 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes zur Krankenversiche-
rung der Rentner zu leistenden Beiträgen zu
überweisen. Der Ausgleich ist innerhalb der
ersten sechs Monate des folgenden Kalender-
jahres vorzunehmen. Der Hauptverband hat die
einlangenden Beiträge unter Zugrundelegung des
gemäß § 73 Abs. 4 des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes festgesetzten Aufteilungs-
schlüssels auf die in Betracht kommenden Träger
der Krankenversicherung aufzuteilen. Auf den
Einbehalt eines Betrages vom Rentenvorschuß
sind die Bestimmungen des § 73 Abs. 5 des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes sowie
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die Bestimmungen der Verordnungen vom S.Jän-
ner 1957, BGBl. Nr. 16, und vom 4. März 1959,
BGBl. Nr. 78, entsprechend anzuwenden."

Artikel II.

Diese Verordnung tritt mit 1. März 1961 in
Kraft.

Proksch

4 0 . Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 7. Feber 1961,
womit die Verordnung vom 16. Dezember
1959 über die Einbeziehung weiterer Grup-
pen von Personen in die Krankenversiche-

rung abgeändert wird.

Auf Grund des § 75 des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955, wird
verordnet:

Artikel I.

Die Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 16. Dezember 1959,
BGBl. Nr. 287, über die Einbeziehung weiterer
Gruppen von Personen in die Krankenversiche-
rung wird abgeändert wie folgt:

§ 5 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Als Beitragsgrundlage je Kalendertag gilt
für die im § 1 genannten Personengruppen der
Betrag von 35 S."

Artikel II.

Diese Verordnung tritt mit 1. März 1961 in
Kraft.

Proksch

4 1 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Justiz vom 10. Feber 1961 über die Auf-
hebung des § 13 Z. 2 der Verordnung des
Bundesministeriums für Justiz im Einver-
nehmen mit den Bundesministerien für
Inneres, für soziale Verwaltung und für
Unterricht vom 11. Mai 1955, zur Durch-
führung des Jugendgerichtsgesetzes (Jugend-
gerichtsverordnung) durch den Verfassungs-

gerichtshof.

Gemäß Artikel 139 Abs. 2 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und
§ 60 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr . 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 11. Juli 1960, Z. V 9,10/60-14, den
§ 13 Z. 2 der Verordnung des Bundesministe-
riums für Justiz im Einvernehmen mit den Bun-
desministerien für Inneres, für soziale Verwal-
tung und für Unterricht vom 11. Mai 1955, zur
Durchführung des Jugendgerichtsgesetzes (Ju-
gendgerichtsverordnung) als gesetzwidrig auf-
gehoben.

(2) Die Aufhebung t r i t t am Tage der Kund-
machung in Kraft.

Broda

42.

Übereinkommen
zwischen dem Bundesministerium für Finan-
zen der Republik Österreich und dem Finanz-
ministerium der Volksrepublik Ungarn über
die steuerliche Behandlung des grenzüber-
schreitenden Güterverkehrs auf der Straße.

Das Bundesministerium für Finanzen der Re-
publik Österreich

und
das Finanzministerium der Volksrepublik Un-

garn
haben, von dem Wunsche geleitet, den grenzüber-
schreitenden Güterverkehr auf der Straße zwi-
schen Österreich und Ungarn zu erleichtern,
durch ihre Bevollmächtigten folgendes verein-
bart:

Artikel 1.

(1) Ungarische Unternehmer, die im grenzüber-
schreitenden Verkehr auf der Straße Beförderun-
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gen von Gütern mit in Ungarn zum Verkehr
zugelassenen Kraftfahrzeugen durchführen, ent-
richten in Österreich die Beförderungssteuer für
jede Fahrt nach folgenden Steuersätzen:

für jede Tonne Rohgewicht der beförderten
Güter und für jeden Kilometer (Tonnenkilo-
meter) von den auf einer Fahrt auf österrei-
chischem Gebiet zurückgelegten

ersten 30 km 10 g,

vom 31. bis zum einschließ-
lich 50. km 60 g,

vom 51. bis zum einschließ-
lich 100. km 50 g,

vom 101. bis zum einschließ-
lich 150. km 30 g

und vom 151. km an 5 g.

(2) Als eine Fahrt im Sinne des Absatzes 1 gilt
die Beförderungsstrecke von der Grenzübertritt-
stelle bis zu dem von ihr am weitesten entfernten
Zielpunkt. Diese Bestimmung findet auf Beförde-
rungen bei der Rückfahrt sinngemäß Anwen-
dung.

Artikel 2.

Lastkraftfahrzeuge, die in Ungarn zum Ver-
kehr zugelassen sind, unterliegen in Österreich
nicht der Kraftfahrzeugsteuer, wenn ihr Auf-
enthalt auf österreichischem Gebiet 90 Tage, von
jedem Grenzübertritt an gerechnet, nicht über-
steigt.

Artikel 3.

(1) Österreichische Unternehmer, die im grenz-
überschreitenden Verkehr auf der Straße Beför-
derungen von Gütern mit in Österreich zum
Verkehr zugelassenen Kraftfahrzeugen durch-
führen, entrichten in Ungarn

vom Eigengewicht des Kraftfahrzeuges und
vom Rohgewicht der beförderten Güter im
beladenen Zustand und bei Leerfahrten vom
Eigengewicht des Fahrzeuges

für jeden auf ungarischem Gebiet zurückgelegten
Kilometer und für jede Tonne (Tonnenkilometer)
12 Fillér an Kraftfahrzeugsteuer.

(2) Bei der Berechnung der Beförderungsstrecke
im Sinne des Absatzes 1 sind die Bestimmungen
des Artikels 1 Absatz 2 sinngemäß anzuwenden.

Artikel 4.

Bei Anwendung der Artikel 1 und 3 sind
Bruchteile von Tonnen und von Kilometern auf
volle Tonnen und Kilometer aufzurunden.

Artikel 5.

(1) Das Übereinkommen tr i t t am 1. März 1961
in Kraft und bleibt bis auf unbestimmte Zeit
wirksam.
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(2) Das Übereinkommen kann von jedem Ver-
tragsteil jederzeit unter Einhaltung einer drei-
monatigen Kündigungsfrist gekündigt werden;
in diesem Fall tritt das Übereinkommen mit dem
Ablauf der Kündigungsfrist außer Kraft.

Geschehen in Wien am 17. Jänner 1961
in je zweifacher Ausfertigung in deutscher und
ungarischer Sprache, wobei beide Texte authen-
tisch sind.

Für das Bundesministerium für
Finanzen der Republik Österreich:

Dr. Otto Watzke

Für das Finanzministerium
der Volksrepublik Ungarn:

Dr. Hunor János

Das vorstehende Übereinkommen tritt gemäß seinem Artikel 5 am 1. März 1961 in Kraft.

Raab


